
 

 

Positionspapier des SPD Unterbezirks Spree-Neiße zur 

Verwaltungs- und Strukturreform 2019 

 

Das von Innenminister Karl-Heinz Schröter vorgelegte  Leitbild zu einer Verwaltungsstruktur-

reform ist die Chance, heute strukturelle Weichenstellungen vorzunehmen, um unser Land 

für die nächsten Generationen zukunftsfest zu machen.  Vor dem Hintergrund von Risiken, 

wie z.B. dem auslaufenden Solidarpakt, erheblichen Bevölkerungsverschiebungen in Bran-

denburg sowie der demografischen Entwicklung, sind Veränderungen in den Verwaltungs-

strukturen unausweichlich. Diese Notwendigkeiten haben sich in den letzten 10 Jahren ver-

stärkt und waren für die SPD Spree-Neiße bereits im Jahre 2003 die Triebfeder, einen leis-

tungsfähigen Wirtschafts- und Verwaltungsraum aus einem Guss zu schaffen. Dabei orien-

tierten sich die Sozialdemokraten von Spree-Neiße an dem Modell einer Regionsbildung. 

Dies scheiterte letztlich an den unterschiedlichen Widerständen in den am Diskussionspro-

zess beteiligten Gebietskörperschaften. 

Die Prognosen von damals werden, u. a. auch aufgrund der zunehmenden Dynamik in den 

sozialen Strukturen (u. a. vermehrte Aufnahme von Kriegsflüchtlingen) und den damit ver-

bundenen Kosten, sukzessive Realität. Auch vor diesem Hintergrund begrüßen wir den vor-

gelegten Entwurf, dessen Ausgestaltung nun konstruktiv diskutiert werden muss. Die im 

Leitbild unterbreiteten Vorschläge und beschriebenen Szenarien sind dazu geeignet, eine 

leistungsstarke und effiziente Verwaltung zu etablieren. Durch Aufgabenumverteilung von 

oben nach unten und deren Bündelung, werden Doppelstrukturen perspektivisch vermieden, 

Zuständigkeiten vereinfacht und die kommunalen Haushalte zukünftig entlastet. Im Ergebnis 

rückt die Verwaltung näher an den Bürger heran und verändert sich von einem bürokrati-

schen, hin zu einem zeitgemäßen und effizienten System. 

Zukünftig sollen 22 bürgernahe Aufgaben vom Land auf die Kreise übertragen werden, die 

ihrerseits jetzt schon die Möglichkeit haben, Aufgaben an Gemeinden weiterzugeben. Dabei 

wird das Personal der Aufgabe folgen, wodurch ein erheblicher Zuwachs an Verwaltungs-

kompetenz in den Gebietskörperschaften einhergehen wird. Durch das damit verbundene 

Konnexitätsprinzip (Kosten werden den Gemeinden erstattet) sowie die vorgesehene Teil-

entschuldung der Kommunen, werden dringend notwendige Handlungsspielräume zurück 

gewonnen und wünschenswerte Leistungen, wie z. B. im Bereich der Jugendhilfe, oder aber 

der Kulturförderung, rücken wieder in den Bereich des Möglichen.  

In unserer Region spielt dabei die Stadt Cottbus eine bedeutsame Rolle.  Cottbus wird auch 

künftig sämtliche Funktionen eines Oberzentrums in der Region wahrnehmen, wobei die Fi-

nanzierung von überregionalen Aufgaben, wie z. B des Staatstheaters, Tierpark, Fürst-

Pückler-Park und weiterer, eine neue Finanzierungsgrundlage erhalten müssen. Dies ist 

nicht nur ein Beitrag für eine deutliche Entlastung des derzeit dramatisch hoch verschuldeten 

Haushalts der Stadt Cottbus, sondern hilft gleichzeitig auch, die Ursachen des strukturellen 

Defizits zu beseitigen und für alle Bürger der Region bedeutsame Einrichtungen dauerhaft zu 

erhalten.   



 

 

 

Aus den genannten Gründen muss der nun eingeleitete Prozess konstruktiv und undogma-

tisch, im Sinne eines sinnvollen und solidarischen Interessensausgleichs, begleitet und dis-

kutiert werden. 

 

Zuspitzungen, Provokationen und Schlagworten haftet die Tragik an, dass Fakten nicht kor-

rekt wiedergegeben und Zerrbilder entstehen. Diese Form des politischen Diskurs ist weder 

ein geeignetes Mittel zur Lösung der beschriebenen Herausforderungen, noch trägt sie zur 

Identifikation und Akzeptanz für ein neues und dauerhaft gemeinsames Dach bei. Den Sozi-

aldemokraten im Landkreis Spree-Neiße ist insbesondere wichtig, dass die Bürgerinnen und 

Bürger ihre Anliegen auf kurzem Wege, möglichst wohnortsnah, durch  dezentrale Verwal-

tungseinheiten in den Kommunen vor Ort erledigen können. Deshalb werden auch zukünftig 

die jetzigen Verwaltungssitze für eine neue Kreisverwaltung von großer Bedeutung sein.  

Die politischen Akteure sind gut beraten, sich der Kernaufgabe dieses Projektes zuzuwen-

den und nicht die Frage nach dem Kreis-, bzw. Verwaltungssitz in der Diskussion voranzu-

stellen. Diese Entscheidung ist erst am Ende des Prozesses, im Interesse aller Bürger, zu 

treffen. Dabei ist es auch nicht zwangsläufig, dass der Verwaltungs- und der Kreissitz iden-

tisch sein müssen. Notwendig ist vielmehr eine kohärente und auf die Bedürfnisse der Men-

schen abgestimmte Strategie.  

Die SPD Spree-Neiße hat sich inhaltlich und eingehend mit den Vorschlägen des Innenmi-

nisters zur „Verwaltungsstrukturreform 2019“ auseinandergesetzt. Im Ergebnis der Diskussi-

on wurde festgestellt, dass aus den genannten Gründen eine Neujustierung der Beziehun-

gen zwischen Land und Kommunen dringend erforderlich ist. Durch die geplante Trennung 

von Steuerungs- und Vollzugsaufgaben im Zuge einer Neuverteilung der Aufgaben, findet 

eine Modernisierung unter dem Gesichtspunkt bürgernähe statt, die gleichzeitig auch zur 

Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung beitragen wird.  

Die Sozialdemokraten des Spree-Neiße Kreises favorisieren, unter den vorgenannten Ge-

sichtspunkten einen Neuzuschnitt der Kreisgrenzen, die sich an der  Variante von Prof. Dr. 

Gebhardt orientiert. Wir können uns ein Zusammengehen von Spree-Neiße, Oberspreewald 

Lausitz und Cottbus vorstellen, da dieses Modell die Aussicht auf eine beständige und leis-

tungsstarke Gebietskörperschaft bietet. In einem sich verändernden Europa und einer sich 

verändernden Bundesrepublik Deutschland, gewinnen Regionen zunehmend an Bedeutung.  

In den kommenden Wochen und Monaten wird die SPD Spree-Neiße intensiv mit den Bürge-

rinnen und Bürgern darüber ins Gespräch kommen. 

 


